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Datum 09.12.2003

Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-
Bremen vom 26. MÃ¤rz 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Streitig ist die Anerkennung und EntschÃ¤digung des Unfalls der KlÃ¤gerin am 23.
Februar 1996 als Arbeitsunfall (Wegeunfall).

Die KlÃ¤gerin war als Altenpflegehelferin in H beschÃ¤ftigt und wohnte im
sÃ¼dwestlich von H gelegenen S. Die Entfernung zwischen Wohnung und
ArbeitsstÃ¤tte betrÃ¤gt ca 40 km. Am 23. Februar 1996 verlieÃ� die KlÃ¤gerin
gegen 14.00 Uhr ihre ArbeitsstÃ¤tte und fuhr ins nordÃ¶stlich gelegene H. Sie
wollte dort einen Bekannten besuchen, bei dem sie seit Jahren alle 14 Tage ihr
freies Wochenende verbrachte. Die Entfernung von der ArbeitsstÃ¤tte dorthin
betrÃ¤gt ca 44 km. Kurz vor Erreichen ihres Ziels befuhr die KlÃ¤gerin in H den in
nordÃ¶stliche Richtung nach P fÃ¼hrenden W Weg. Dort wollte sie einen
Zwischenhalt einlegen, um in einem FischgeschÃ¤ft einzukaufen. Das GeschÃ¤ft
befand sich auf der in Fahrtrichtung linken StraÃ�enseite. Die KlÃ¤gerin fuhr an der
gegenÃ¼ber dem FischgeschÃ¤ft liegenden StraÃ�eneinmÃ¼ndung vorbei und
parkte an der rechten StraÃ�enseite in einer Parkbucht. Das FischgeschÃ¤ft lag
etwa 97 m rÃ¼ckwÃ¤rts hiervon in sÃ¼dwestlicher Richtung. Bei dem Versuch, den
W Weg in Richtung des FischgeschÃ¤fts zu Ã¼berqueren, wurde die KlÃ¤gerin â��
ca 30 m vom Parkplatz ihres PKW entfernt â�� von einem anderen PKW erfasst und
schwer verletzt.

Mit bestandskrÃ¤ftig gewordenem Bescheid vom 29. November 1996 lehnte die
beklagte Unfallkasse die GewÃ¤hrung von Leistungen ab, weil es sich nicht um
einen Arbeitsunfall gehandelt habe. Einen weiteren, im Januar 1999 gestellten
EntschÃ¤digungsantrag beschied sie mit dem angefochtenen Bescheid vom 27.
April 1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18. April 2000 wiederum
negativ. Die KlÃ¤gerin habe den versicherten Weg fÃ¼r eine private Verrichtung
unterbrochen. Die Unterbrechung sei nicht nur geringfÃ¼gig gewesen, so dass der
innere Zusammenhang mit dem versicherten Weg aufgehoben und durch eine
andere Handlungstendenz â�� EinkÃ¤ufe fÃ¼r private Zwecke â�� ersetzt worden
sei.

Klage und Berufung sind ohne Erfolg geblieben (Urteil des Sozialgerichts â�� SG â��
Stade vom 17. November 2000; Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-
Bremen â�� LSG â�� vom 26. MÃ¤rz 2003). Zur BegrÃ¼ndung hat das LSG im
Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin habe sich am Unfalltag zwar zunÃ¤chst
auf einem in innerem Zusammenhang mit ihrer versicherten TÃ¤tigkeit stehenden
Weg zum sog dritten Ort befunden. Im Zeitpunkt des Unfalls sei der Zusammenhang
zur versicherten TÃ¤tigkeit jedoch unterbrochen gewesen, weil die ZurÃ¼cklegung
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des Weges nunmehr durch die Verfolgung eigenwirtschaftlicher Interessen, in
einem Fischladen einzukaufen, geprÃ¤gt gewesen sei. Das Einkaufen von
Nahrungsmitteln oder GetrÃ¤nken in einem GeschÃ¤ft am StraÃ�enrand sei nach
der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) nicht mehr als lediglich
geringfÃ¼gige Unterbrechung anzusehen. Die Unterbrechung beginne allerdings in
der Regel erst dann, wenn der Versicherte den Ã¶ffentlichen Verkehrsraum
verlassen habe. Indes sei der Zusammenhang mit der versicherten TÃ¤tigkeit im
vorliegenden Fall ausnahmsweise schon im Ã¶ffentlichen Verkehrsraum
unterbrochen gewesen, weil die KlÃ¤gerin im Unfallzeitpunkt eine andere als die
zum dritten Ort fÃ¼hrende Richtung eingeschlagen und in dieser Richtung einen
nicht mehr geringfÃ¼gigen Weg habe zurÃ¼cklegen wollen.

Mit der Revision rÃ¼gt die KlÃ¤gerin die Verletzung materiellen Rechts. Es sei zu
klÃ¤ren, ob auch dann noch von einer nur geringfÃ¼gigen, dh rechtlich
unerheblichen Unterbrechung einer versicherten Wegstrecke auszugehen sei, wenn
der Versicherte angesichts fehlender ParkmÃ¶glichkeiten in unmittelbarer NÃ¤he
des anvisierten Haltepunktes einen 97 m entfernten Parkplatz benutze und â��
ohne den Ã¶ffentlichen Verkehrsraum zu verlassen â�� auf dem in
entgegengesetzter Richtung eingeschlagenen Weg einen Unfall erleide. Der
insoweit dargestellten Auffassung des LSG, dass nur die ZurÃ¼cklegung einer ganz
kurzen Strecke in entgegengesetzter Richtung nicht zu einer Unterbrechung des
Versicherungsschutzes fÃ¼hre und die konkrete Verkehrslage in diesem
Zusammenhang nur dann zu berÃ¼cksichtigen sei, wenn sie zu geringfÃ¼gigen
Zusatzwegen fÃ¼hre, kÃ¶nne nicht gefolgt werden. Vielmehr sei entscheidend zu
berÃ¼cksichtigen, dass auch fehlende ParkmÃ¶glichkeiten â�� insbesondere in
GroÃ�stÃ¤dten â�� ein Verkehrshindernis darstellten, so dass der Unfallschutz nicht
deshalb entfallen dÃ¼rfe, weil der Versicherte gezwungen sei, einen weiter
entfernten Parkplatz zu nutzen. Insoweit habe das BSG in seiner Entscheidung vom
2. Juli 1996 â�� 2 RU 16/95 â�� betont, dass der Versicherungsschutz nicht entfalle,
wenn bei natÃ¼rlicher Betrachtungsweise, besonders unter BerÃ¼cksichtigung der
heutigen StraÃ�enverhÃ¤ltnisse, der Versicherte nach dem Ã�berqueren der
StraÃ�e eine gewisse Strecke (dort konkret 7 bis 8 m) zu dem anvisierten GeschÃ¤ft
zurÃ¼ckgehen mÃ¼sse, soweit er infolge anderer geparkter Fahrzeuge seinen PKW
nicht unmittelbar gegenÃ¼ber dem GeschÃ¤ft habe abstellen kÃ¶nnen. Eine
vergleichbare Situation sei auch im vorliegenden Falle gegeben mit dem alleinigen
Unterschied, dass sich der nÃ¤chste freie Parkplatz nicht sieben oder acht Meter,
sondern erst 97 Meter von dem betreffenden GeschÃ¤ft entfernt befunden habe.

Die KlÃ¤gerin betragt,
das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 26. MÃ¤rz 2003
und das Urteil des Sozialgerichts Stade vom 17. November 2000 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 27. April 1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18. April 2000 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihr â�� der KlÃ¤gerin â�� unter RÃ¼cknahme des Bescheides vom 29.
November 1996 wegen des Arbeitsunfalles vom 23. Februar 1996 EntschÃ¤digung
aus der gesetzlichen Unfallversicherung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,
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die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

II

Die Revision der KlÃ¤gerin ist unbegrÃ¼ndet. Zutreffend haben die Vorinstanzen
entschieden, dass die Beklagte durch die Ablehnung der GewÃ¤hrung von
Leistungen im angefochtenen Bescheid vom 27. April 1999 die RÃ¼cknahme des
Ablehnungsbescheides vom 29. November 1996 (Â§ 44 Abs 1 des Zehnten Buches
Sozialgesetzbuch) und die GewÃ¤hrung von Leistungen aus Anlass des Unfalls vom
23. Februar 1996 zu Recht abgelehnt hat, denn dieser Unfall ist kein Arbeitsunfall.

Der Anspruch der KlÃ¤gerin richtet sich noch nach den Vorschriften der
Reichsversicherungsordnung (RVO), weil der umstrittene Unfall vor dem In-Kraft-
Treten des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) am 1. Januar 1997
eingetreten ist (Art 36 des Unfallversicherungs-Einordnungsgesetzes, Â§ 212 SGB
VII).

Arbeitsunfall ist nach Â§ 548 Abs 1 Satz 1 RVO ein Unfall, den ein Versicherter bei
einer der in den Â§Â§ 539, 540 und 543 bis 545 RVO genannten TÃ¤tigkeiten
erleidet. Nach Â§ 550 Abs 1 RVO gilt als Arbeitsunfall auch ein Unfall auf einem mit
der versicherten TÃ¤tigkeit zusammenhÃ¤ngenden Weg nach und von dem Ort der
TÃ¤tigkeit. Allerdings steht nicht schlechthin jeder Weg unter Versicherungsschutz,
der zur ArbeitsstÃ¤tte hinfÃ¼hrt oder von ihr aus begonnen wird. Vielmehr ist nach 
Â§ 550 Abs 2 iVm Abs 1 RVO darÃ¼ber hinaus erforderlich, dass es sich um den
unmittelbaren Weg handelt, was besagt, dass ein innerer Zusammenhang zwischen
der versicherten TÃ¤tigkeit und der ZurÃ¼cklegung des Weges bestehen muss.
Dieser innere Zusammenhang setzt voraus, dass die ZurÃ¼cklegung des Weges
wesentlich dazu zu dienen bestimmt ist, den Ort der TÃ¤tigkeit oder nach
Beendigung der TÃ¤tigkeit die eigene Wohnung oder einen andern Endpunkt des
Weges von dem Ort der TÃ¤tigkeit zu erreichen. Anderer Grenzpunkt als der Ort der
TÃ¤tigkeit kann auch ein sog dritter Ort sein, wenn die LÃ¤nge des Weges in einem
angemessenen VerhÃ¤ltnis zu dem Ã¼blicherweise zu oder von dem Ort der
TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckgelegten Weg steht (stRspr, zuletzt BSG SozR 3-2700 Â§ 8 Nr 6,
13 und 14). MaÃ�gebend ist dabei die Handlungstendenz des Versicherten, so wie
sie insbesondere durch die objektiven UmstÃ¤nde des Einzelfalls bestÃ¤tigt wird
(BSG SozR 3-2200 Â§ 550 Nr 4 und 16, jeweils mwN). Fehlt es an einem solchen
inneren Zusammenhang, scheidet ein Versicherungsschutz selbst dann aus, wenn
sich der Unfall auf derselben Strecke ereignet, die der Versicherte auf dem Weg
nach und von dem Ort der TÃ¤tigkeit gewÃ¶hnlich benutzt (BSG SozR 3-2200 Â§
550 RVO Nr 21 mwN; BSG SozR 3-2700 Â§ 8 Nr 10 mwN; zuletzt BSG Urteil vom 24.
Juni 2003 â�� B 2 U 40/02 R -).

Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts befand sich die KlÃ¤gerin am
Unfalltag auf dem unmittelbaren Weg von ihrer ArbeitsstÃ¤tte zur Wohnung ihres
Bekannten als drittem Ort und stand damit gemÃ¤Ã� Â§ 550 Abs 1 RVO unter
Versicherungsschutz. Im Unfallzeitpunkt selbst hatte sie jedoch ihre Fahrt
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vorÃ¼bergehend unterbrochen und mit dem Aufsuchen des FischgeschÃ¤fts eine
andere, nicht der ZurÃ¼cklegung des Weges dienende Verrichtung eingeschoben.
WÃ¤hrend einer solchen Unterbrechung besteht der Versicherungsschutz
grundsÃ¤tzlich nur dann weiter, wenn die eingeschobene Verrichtung ihrerseits im
inneren Zusammenhang mit der versicherten TÃ¤tigkeit steht (vgl etwa BSG SozR
Nr 45 und Nr 63 zu Â§ 543 RVO aF; BSG SozR 3-2200 Â§ 550 Nr 16; Urteil des BSG
vom 26. Mai 1977 â�� 2 RU 97/75 â�� USK 77139). Das war hier nicht der Fall, denn
der Einkauf von Lebensmitteln auf dem Heimweg von der Arbeit rechnet zum
unversicherten persÃ¶nlichen Lebensbereich.

Ganz kurze und geringfÃ¼gige Unterbrechungen beseitigen den Zusammenhang
des Weges mit der BetriebstÃ¤tigkeit allerdings selbst dann nicht, wenn sie
eigenwirtschaftlicher Natur sind. Um solche rechtlich nicht ins Gewicht fallenden
Ereignisse handelt es sich, wenn der in Rede stehende Vorgang bei natÃ¼rlicher
Betrachtungsweise zeitlich und rÃ¤umlich noch als Teil des Weges nach oder von
dem Ort der TÃ¤tigkeit in seiner Gesamtheit anzusehen ist oder, anders gewendet,
wenn die Besorgung hinsichtlich ihrer zeitlichen Dauer und der Art ihrer Erledigung
keine erhebliche ZÃ¤sur in der Fortbewegung in Richtung auf die ArbeitsstÃ¤tte
darstellt, wobei als BeurteilungsmaÃ�stab die allgemeine Verkehrsauffassung
zugrunde zu legen ist (BSG SozR Nr 5 und Nr 28 zu Â§ 543 RVO aF; BSG Urteil vom
31. Juli 1985 â�� 2 RU 63/84 â�� USK 85252). GeringfÃ¼gig ist eine Unterbrechung
nach diesen Kriterien, wenn die private Besorgung unmittelbar im Bereich der
StraÃ�e und ohne nennenswerte zeitliche VerzÃ¶gerung, also gleichsam "im
Vorbeigehen", erledigt werden kann (vgl etwa BSG SozR Nr 28 zu Â§ 543 RVO:
Besorgen von Zigaretten aus einem Automaten am StraÃ�enrand; BSG SozR 2200
Â§ 539 Nr 21: Hilfeleistung beim Ã�ffnen einer StraÃ�enbahntÃ¼r; Urteil des BSG
vom 31. Januar 1974 â�� 2 RU 165/72 â�� USK 7405 = Die Leistungen 1975, 123:
Hilfe beim Hineinheben eines Kinderwagens in den Autobus). Diese
Voraussetzungen sind im vorliegenden Fall nicht erfÃ¼llt, wie das LSG zutreffend
dargelegt hat.

Wird der Weg zu oder von der ArbeitsstÃ¤tte durch eine private Besorgung mehr als
nur geringfÃ¼gig unterbrochen, besteht wÃ¤hrend der Unterbrechung kein
Versicherungsschutz; dieser setzt erst wieder ein, wenn die eigenwirtschaftliche
TÃ¤tigkeit beendet ist und der ursprÃ¼ngliche Weg wieder aufgenommen wird
(Nachweise bei Brackmann/Krasney, Handbuch der Sozialversicherung, SGB VII, 12
Aufl 2001, Â§ 8 RdNr 235). Diesen Grundsatz hat das BSG freilich bisher mit der
EinschrÃ¤nkung versehen, dass der Versicherungsschutz trotz der
vorÃ¼bergehenden LÃ¶sung vom betrieblichen Zweck des Weges solange erhalten
bleibt, wie sich der Versicherte noch innerhalb des Ã¶ffentlichen Verkehrsraums der
fÃ¼r den Weg zu oder von der ArbeitsstÃ¤tte benutzten StraÃ�e aufhÃ¤lt. Die nicht
mehr versicherte Unterbrechung des Weges beginnt danach erst, wenn der
Ã¶ffentliche Verkehrsraum, beispielsweise durch Betreten eines GeschÃ¤ftes oder
durch Einbiegen in eine SeitenstraÃ�e, verlassen wird, und endet, sobald der
Versicherte nach Erledigung der eigenwirtschaftlichen Verrichtung zur Fortsetzung
des Weges in den Bereich der StraÃ�e zurÃ¼ckkehrt (siehe zuletzt BSG SozR
3-2200 Â§ 550 Nr 14 mwN). An dieser einschrÃ¤nkenden Rechtsprechung, die in der
Vergangenheit aus GrÃ¼nden der Rechtsklarheit und VerwaltungspraktikabilitÃ¤t
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die Einbeziehung bestimmter im privaten Bereich wurzelnder Unfallrisiken in den
Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung in Kauf genommen hat, hÃ¤lt der Senat
nach erneuter PrÃ¼fung nicht mehr fest.

Die Erstreckung des Wegeunfallschutzes auf den gesamten Bereich des
Ã¶ffentlichen Verkehrsraums hatte ihren Ursprung bereits in der Judikatur des
Reichsversicherungsamtes (EuM 30, 321, 322). Daran anknÃ¼pfend hat das BSG
seit jeher die fÃ¼r den Weg zu oder von der ArbeitsstÃ¤tte benutzte StraÃ�e in
ihrer gesamten Breite als versicherungsrechtlich geschÃ¼tzten Weg angesehen, so
dass, wenn sich der Unfall innerhalb des Verkehrsraums ereignet hatte, nicht
geprÃ¼ft wurde, aus welchen GrÃ¼nden sich der Versicherte zum Unfallzeitpunkt
gerade an dieser Stelle befunden hatte (BSGE 20, 219, 221 = SozR Nr 49 zu Â§ 543
RVO aF; BSGE 22, 7, 9 = SozR Nr 53 zu Â§ 543 RVO aF; BSGE 49, 16, 18 = SozR
2200 Â§ 550 Nr 41 S 101; BSG SozR 2200 Â§ 550 Nr 69 S 177; BSG SozR 3-2200 Â§
550 Nr 14 S 50 f; ausfÃ¼hrliche Nachweise bei Brackmann/Krasney, aaO, Â§ 8 RdNr
237, 238). BegrÃ¼ndet wurde dies damit, dass dem Versicherten nicht
vorgeschrieben werden kÃ¶nne, welche StraÃ�enseite er fÃ¼r den Arbeitsweg
benutze, es ihm vielmehr Ã¼berlassen bleiben mÃ¼sse, in welchem Bereich des
Ã¶ffentlichen Verkehrsraums er sich bewege. Auch werde eine durch die
StraÃ�enanlage vorgegebene Ã¶rtliche Begrenzung des Weges von und nach dem
Ort der TÃ¤tigkeit am ehesten den unterschiedlichen Fallgestaltungen der Praxis
gerecht. Sie ermÃ¶gliche eine klare Entscheidung Ã¼ber das Bestehen von
Versicherungsschutz, ohne dass jeweils geprÃ¼ft zu werden brauche, welche
Motive dem Betreten oder Befahren des Unfallortes im Unfallzeitpunkt zugrunde
gelegen hÃ¤tten. Das gelte insbesondere in FÃ¤llen, in denen eine AufklÃ¤rung der
subjektiven UmstÃ¤nde wegen der Art der Verletzungen oder wegen des Todes des
Versicherten erschwert oder unmÃ¶glich sei. Die Notwendigkeit, das Vorhandensein
von Unfallversicherungsschutz so weit wie mÃ¶glich anhand objektiver MaÃ�stÃ¤be
festzustellen, rechtfertige die schematische Grenzziehung (vgl zusammenfassend
BSG SozR 2200 Â§ 550 Nr 69 S 177 mwN).

Die MÃ¶glichkeit, ohne Verlust des Versicherungsschutzes den gesamten
Ã¶ffentlichen Verkehrsraum zu nutzen, wurde allerdings nicht mehr anerkannt,
wenn der Versicherte unterwegs aus privaten GrÃ¼nden umgekehrt und in
Richtung auf den Ausgangspunkt seines Weges zurÃ¼ckgegangen oder -gefahren
war. In solchen FÃ¤llen wurde unmittelbar mit der RichtungsÃ¤nderung eine
Unterbrechung angenommen, auch wenn der Betreffende im StraÃ�enraum
verblieben und dort verunglÃ¼ckt war (BSG SozR 3-2200 Â§ 548 Nr 8: Ã�berqueren
der StraÃ�e in entgegengesetzter Richtung, um mit einer Bekannten zu sprechen;
BSG SozR 3-2200 Â§ 550 Nr 1: Wenden und ZurÃ¼ckfahren, um
SchadenersatzansprÃ¼che aus einem Verkehrsunfall zu verfolgen; BSG SozR 2200
Â§ 550 Nr 24: Umkehr zur Wohnung, um die vergessene GeldbÃ¶rse zu holen; Urteil
des BSG vom 29. Juni 1971 â�� 2 RU 117/69 â�� BG 1972, 355 = USK 71139:
RÃ¼ckfahrt in entgegengesetzter Richtung, um Lebensmittel einzukaufen; Urteil
des BSG vom 31. Juli 1985 â�� 2 RU 63/84 â�� USK 85252: ZurÃ¼cksetzen, um
einen am StraÃ�enrand liegenden Gegenstand zu untersuchen; Urteil des BSG vom
28. Juni 1991 â�� 2 RU 70/90 â�� USK 91165 = HV-Info 1991, 1844: RÃ¼ckkehr
zum BetriebsgelÃ¤nde nach Arbeitsschluss).
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Von dieser Regel wurden wiederum Ausnahmen fÃ¼r den Fall zugelassen, dass das
ZurÃ¼ckgehen oder -fahren durch die VerkehrsverhÃ¤ltnisse oder den
StraÃ�enzustand veranlasst war. So wurde es als unschÃ¤dlich angesehen, dass der
Versicherte sich wegen der Situation im EinmÃ¼ndungsbereich einer
StraÃ�enkreuzung fÃ¼r eine kurze Zeit in die entgegengesetzte Richtung begeben
und die StraÃ�e diagonal Ã¼berquert hatte (Urteil des BSG vom 25. Juni 1992 â�� 2
RU 31/91 â�� NJW 1993, 87 = USK 92197; weitere Beispiele â�� Benutzen eines
durch Ampeln gesicherten Ã�bergangs; Umgehen eines verschmutzten
StraÃ�enabschnitts â�� bei Brackmann/Krasney, aaO, RdNr 239). In dem schon
zitierten Urteil vom 2. Juli 1996 â�� 2 RU 16/95 â�� (SozR 3-2200 Â§ 550 Nr 14 = 
NJW 1997, 2260) wurde der innere Zusammenhang mit der ZurÃ¼cklegung des
Weges zur Arbeit bejaht, obwohl der Versicherte, bedingt durch die
Verkehrssituation, nach Erledigung eines privaten Einkaufs die StraÃ�e ca 14 bis 18
Meter hinter seinem PKW Ã¼berquert hatte und dabei verunglÃ¼ckt war. Speziell
auf die zuletzt genannte Entscheidung beruft sich die KlÃ¤gerin, indem sie
argumentiert, angesichts der beschrÃ¤nkten ParkmÃ¶glichkeiten in GroÃ�stÃ¤dten
liege auch ein erzwungener FuÃ�weg von ca 100 Metern noch im Rahmen des
Ã�blichen, so dass zwischen beiden FÃ¤llen kein rechtlich bedeutsamer Unterschied
gemacht werden kÃ¶nne.

Die Rechtsprechung zum Versicherungsschutz innerhalb des Ã¶ffentlichen
Verkehrsraumes hat ihren Ausgang in FÃ¤llen, in denen der Versicherte den Weg zu
oder von der ArbeitsstÃ¤tte zu FuÃ� zurÃ¼cklegte. ZunÃ¤chst ging es allein darum,
geringfÃ¼gige private Verrichtungen im StraÃ�enraum selbst, wie den
Zigarettenerwerb am Automaten, oder das Einwerfen eines Briefes in den
Briefkasten mit in den Versicherungsschutz einzubeziehen. Daran anknÃ¼pfend hat
das BSG die FÃ¤lle entschieden, in denen der Versicherte eine private Besorgung
auf dem unmittelbaren Weg machen wollte und dafÃ¼r den Verkehrsraum der
StraÃ�e verlassen musste. Auch diese Fallgruppe betraf ursprÃ¼nglich FÃ¤lle, in
denen der Versicherte den geschÃ¼tzten Weg zu FuÃ� zurÃ¼cklegte (SozR 2200 Â§
550 Nr 20). SpÃ¤ter kam es zu Entscheidungen, in denen der Versicherte seinen
PKW parkte bzw als Mitfahrer den geparkten PKW verlieÃ�, um ein GeschÃ¤ft zu
FuÃ� aufzusuchen. In diesen FÃ¤llen hat das BSG die Rechtsprechung
Ã¼bernommen, dass der Versicherte in der Regel im gesamten Bereich des
Ã¶ffentlichen Verkehrsraumes geschÃ¼tzt sei (Urteil des BSG vom 25. Juni 1992
â�� 2 RU 31/91 â�� NJW 1993, 97 = USK 92197; BSG SozR 3-2200 Â§ 550 Nr 14
mwN). Versicherten, die den Weg zur Arbeit zu FuÃ� zurÃ¼cklegten, sollte nicht
vorgeschrieben werden, wo sie sich innerhalb des StraÃ�enraums zu bewegen
hatten. Auch lieÃ�en sich die BeweggrÃ¼nde fÃ¼r die Bevorzugung einer
bestimmten StraÃ�enseite oder fÃ¼r einen Wechsel der StraÃ�enseite im
Nachhinein oft nur schwer oder gar nicht klÃ¤ren. Durch die Erstreckung des
Versicherungsschutzes auf den gesamten Bereich der Ã¶ffentlichen StraÃ�e sollten
diese Schwierigkeiten vermieden und den VersicherungstrÃ¤gern klare und
nachprÃ¼fbare Beurteilungskriterien zur VerfÃ¼gung gestellt werden (vgl BSG
SozR 2200 Â§ 550 Nr 69 mwN). Diesem Anliegen kommt, wenn fÃ¼r den Weg zur
ArbeitsstÃ¤tte ein Kraftfahrzeug benutzt wird, nicht dieselbe Bedeutung zu, weil
sich der Zeitpunkt einer Fahrtunterbrechung wegen der Notwendigkeit, das
Fahrzeug abzustellen und zu verlassen, leicht feststellen lÃ¤sst. Die Ã�bertragung
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der fÃ¼r FuÃ�gÃ¤nger entwickelten Kriterien auf andere Verkehrsteilnehmer wurde
deshalb von der Rechtsprechung auch ausdrÃ¼cklich nicht mit ErwÃ¤gungen zur
Risikoabgrenzung, sondern damit begrÃ¼ndet, dass es nicht angehe, Kraftfahrer
und FuÃ�gÃ¤nger hinsichtlich des Umfangs des Versicherungsschutzes
unterschiedlich zu behandeln (BSG SozR 2200 Â§ 550 Nr 69 S 178; Urteil des BSG
vom 25. Juni 1992 â�� 2 RU 31/91 â�� NJW 1993, 97 = USK 92197; Urteil des BSG
vom 30. Juni 1999 â�� B 2 U 31/98 R â�� USK 99132).

Die genannte jahrzehntelange Rechtsprechung hatte vielschichtige
Abgrenzungsprobleme zu bewÃ¤ltigen. Je nach der Zielrichtung des
eingeschobenen Weges oder der Art der angestrebten privaten Verrichtung wurde
eine Unterbrechung des Versicherungsschutzes einmal bereits im Ã¶ffentlichen
Verkehrsraum selbst und ein anderes Mal erst mit dessen Verlassen angenommen.
Die im vorliegenden Revisionsverfahren streitige Frage, ob ein Versicherter, der sich
auf einem geschÃ¼tzten Weg befindet, zwischendurch eine eigenwirtschaftliche
Verrichtung (Einkaufen) auÃ�erhalb des Ã¶ffentlichen Verkehrsraums anstrebt und
aus verkehrstechnischen GrÃ¼nden gezwungen ist, seinen PKW knapp 100 Meter
von dem GeschÃ¤ft entfernt abzustellen, auf dem FuÃ�weg zu diesem GeschÃ¤ft im
Ã¶ffentlichen Verkehrsraum noch unter dem Schutz der gesetzlichen
Unfallversicherung steht, hat das LSG im Hinblick auf die Richtung der
Fortbewegung im Unfallzeitpunkt entgegen der ursprÃ¼nglichen Richtung und weil
es sich um einen erheblichen FuÃ�weg handelte, negativ beantwortet. Das
Abstellen auf die RichtungsÃ¤nderung lÃ¤sst vermuten, dass es anders entschieden
hÃ¤tte, wenn die KlÃ¤gerin ihren PKW vorsorglich in einiger Entfernung vor dem
GeschÃ¤ft geparkt hÃ¤tte und dann auf dem FuÃ�weg dorthin verunglÃ¼ckt wÃ¤re.
Auch in dieser Konstellation kÃ¶nnte mit Blick auf die bestehende Parkplatznot
geltend gemacht werden, dass der relativ lange FuÃ�weg durch die
VerkehrsverhÃ¤ltnisse erzwungen war. Da eine unterschiedliche Behandlung der
beiden Sachverhalte aber schwerlich sachlich zu rechtfertigen wÃ¤re, kÃ¶nnte die
notwendige Begrenzung des Versicherungsschutzes nur Ã¼ber eine Begrenzung
der Wegstrecke zum und vom Ort der privaten Besorgung erreicht werden. Wann
der innerhalb des Ã¶ffentlichen Verkehrsraums zurÃ¼ckzulegende FuÃ�weg unter
BerÃ¼cksichtigung der Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnisse noch als geringfÃ¼gig anzusehen
ist und wann nicht mehr, lÃ¤sst sich indessen kaum anhand generell-abstrakter
Kriterien festlegen und bliebe deshalb letztlich der persÃ¶nlichen Beurteilung des
Rechtsanwenders im Einzelfall Ã¼berlassen.

Neben Abgrenzungsschwierigkeiten ergeben sich aus der Einbeziehung der im
StraÃ�enbereich zu Einkaufszwecken zurÃ¼ckgelegten privaten Wege in den
Versicherungsschutz WertungswidersprÃ¼che. Dass jemand, der auf dem Weg zu
oder von der Arbeit einen privaten Einkauf erledigen will, auf einem lÃ¤ngeren und
sogar rÃ¼ckwÃ¤rts gewandten FuÃ�weg innerhalb des Ã¶ffentlichen
Verkehrsraums einschlieÃ�lich des Ã�berquerens der StraÃ�e versichert bleibt,
wÃ¤hrend ein anderer, der ohne nennenswerte ErhÃ¶hung des Unfallrisikos auf
HÃ¶he seines geparkten PKW den StraÃ�enbereich um wenige Meter verlÃ¤sst (so
zB in der Entscheidung des Senats vom 30. Juni 1999 â�� B 2 U 31/98 R â�� USK
99132 = HVBG-Info 1999, 2624), den Versicherungsschutz verliert, leuchtet nicht
ein und ist insbesondere den Betroffenen nur schwer zu vermitteln. Es fÃ¼hrte auch
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nicht zu widerspruchsfreien Ergebnissen, wenn nicht auf die Richtung der
Fortbewegung und/oder die LÃ¤nge des notwendigen FuÃ�weges, sondern auf die
Art der angestrebten Verrichtung abgestellt und etwa danach differenziert wÃ¼rde,
ob der Versicherte im Zeitpunkt der Unterbrechung einer "wertneutralen" privaten
Besorgung oder irgendwelchen VergnÃ¼gungen nachgehen wollte (vgl dazu BSG 
SozR 3-2200 Â§ 548 Nr 8). Die von der Rechtsprechung entwickelten
Abgrenzungsmerkmale sind deshalb stets umstritten gewesen und mussten vom
BSG immer wieder gegen Angriffe verteidigt werden, weil sich
WertungswidersprÃ¼che im Vergleich mit frÃ¼heren Entscheidungen nicht
vermeiden lieÃ�en (vgl exemplarisch: Urteil vom 25. Juni 1992 â�� 2 RU 31/91 â�� 
NJW 1993, 87 = USK 92197; Urteil vom 2. Juli 1996 â�� 2 RU 16/95 â�� SozR 3-2200
Â§ 550 Nr 14; Urteil vom 30. Juni 1999 â�� B 2 U 31/98 R â�� USK 99132 = HVBG-
Info 1999, 2624).

Die aufgezeigten Probleme werden durch die Bedingungen des modernen
StraÃ�enverkehrs mit einem hohen Grad der Motorisierung und entsprechend
beschrÃ¤nkten ParkmÃ¶glichkeiten verschÃ¤rft. WÃ¤hrend durch die Erstreckung
des Versicherungsschutzes auf den gesamten StraÃ�enraum ursprÃ¼nglich
allenfalls kurze private Wege mit erfasst wurden, mussten spÃ¤ter auch lÃ¤ngere
oder entgegengesetzt zur ursprÃ¼nglichen Zielrichtung fÃ¼hrende Wege
akzeptiert werden, wenn die Verkehrslage sie erzwang. Durch diese Entwicklung,
deren Ende nicht absehbar ist, werden zunehmend nicht im inneren
Zusammenhang mit der versicherten TÃ¤tigkeit stehende Risiken in den
Wegeunfallschutz einbezogen. Da im vorliegenden Fall nach den Feststellungen des
LSG eine nÃ¤her zu dem FischgeschÃ¤ft liegende ParkmÃ¶glichkeit nicht bestand,
ist der Einwand der Revision nicht von der Hand zu weisen, dass gemessen an den
Abgrenzungskriterien der Rechtsprechung trotz der lÃ¤ngeren Wegstrecke von fast
100 Metern wertungsmÃ¤Ã�ig kein entscheidender Unterschied zu dem der
Senatsentscheidung vom 2. Juli 1996 (SozR 3-2200 Â§ 550 Nr 14) zugrunde
liegenden Sachverhalt mit einem rÃ¼ckwÃ¤rts fÃ¼hrenden FuÃ�weg von ca 15
Metern besteht. Andererseits ist eine weitere Ausdehnung des
Versicherungsschutzes auf privat veranlasste Verrichtungen im Ã¶ffentlichen
Verkehrsraum mit dem Zweck der gesetzlichen Unfallversicherung nicht zu
vereinbaren.

Die Unfallversicherung schÃ¼tzt Pflichtversicherte und freiwillig Versicherte vor den
Risiken des Arbeitsunfalls und der Berufskrankheit, die ihnen "bei" (vgl Â§ 548 Abs 1
Satz 1 und Â§ 551 Abs 1 Satz 2 RVO) der gesetzlich definierten versicherten
TÃ¤tigkeit begegnen. Daher ist Versicherungsschutz auÃ�erhalb der See- und
Binnenschifffahrt (vgl Â§Â§ 838 und 552 RVO) nur dann anzunehmen, wenn die
TÃ¤tigkeit im Unfallzeitpunkt in innerem Zusammenhang mit der versicherten
TÃ¤tigkeit â�� hier als abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigte Altenpflegehelferin â�� steht,
gleichgÃ¼ltig ob es sich um eine TÃ¤tigkeit am Arbeitsplatz, auf dem
BetriebsgelÃ¤nde, auf einem sog Betriebsweg oder auf dem Weg von oder zum Ort
der TÃ¤tigkeit handelt. Es ist in der Regel erforderlich, dass der Versicherte im
Unfallzeitpunkt einer versicherten TÃ¤tigkeit nachgeht, indem er betriebsdienliche
Zwecke verfolgt oder zumindest eine TÃ¤tigkeit ausÃ¼bt, die den Zwecken des
Unternehmens zu dienen bestimmt ist (siehe zuletzt SozR 3-2200 Â§ 548 Nr 38;
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Urteil des BSG vom 20. Februar 2001 â�� B 2 U 6/00 R â�� EzS 40/627 = SGb 2001,
309). Weil Â§ 550 Abs 2 iVm Abs 1 RVO nicht den kÃ¼rzesten sondern den
"unmittelbaren" Weg zum oder vom Ort der TÃ¤tigkeit unter
Unfallversicherungsschutz stellt, ist davon auszugehen, dass der Versicherte ein
gewisses MaÃ� an Bewegungsfreiheit besitzt, wenn er sie nutzt, um den Weg â��
aus seiner Sicht â�� mÃ¶glichst schnell oder sicher oder kostengÃ¼nstig
zurÃ¼ckzulegen. Dem entspricht die stÃ¤ndige Rechtsprechung, die den Begriff des
"unmittelbaren" Weges entsprechend definiert und nicht nur die kÃ¼rzeste
Wegstrecke, sondern bei Bestehen bestimmter allein durch die
VerkehrsverhÃ¤ltnisse geprÃ¤gter UmstÃ¤nde (Stau oder schlechte Wegstrecke auf
dem kÃ¼rzeren Weg etc) auch die lÃ¤ngere Wegstrecke dem Versicherungsschutz
unterstellt (vgl BSGE 4, 219, 222; BSG SozR Nr 21 zu Â§ 543 RVO aF; BSG SozR
2200 Â§ 550 Nr 10; BSG SozR 3-2200 Â§ 550 Nr 7; zuletzt BSG SozR 3-2700 Â§ 8 Nr
9 mwN). Zu unterscheiden davon sind grundsÃ¤tzlich die FÃ¤lle, in denen die Art
und Weise der (Fort-)Bewegung oder das sonstige Verhalten des Versicherten durch
UmstÃ¤nde geprÃ¤gt wird, die dem eigenwirtschaftlichen Bereich des Versicherten
zuzuordnen sind.

Werden diese MaÃ�stÃ¤be beachtet, so lÃ¤sst sich angesichts der VerÃ¤nderung
der VerkehrsverhÃ¤ltnisse und der damit verbundenen Erweiterung der
Gefahrenpotentiale eine Einbeziehung der innerhalb des StraÃ�enraums
zurÃ¼ckgelegten privaten Wege in den Unfallversicherungsschutz heute mit
GrÃ¼nden der PraktikabilitÃ¤t und Rechtsklarheit nicht mehr rechtfertigen. Die
Rechtsprechung zur Unterbrechung des Versicherungsschutzes bei privaten
Besorgungen auf dem Weg zu und von dem Ort der TÃ¤tigkeit bedarf deshalb einer
Neuorientierung, die einerseits die geschilderten Zuordnungs- und
Abgrenzungsschwierigkeiten so weit wie mÃ¶glich vermeidet und andererseits den
Schutz der Unfallversicherung auf TÃ¤tigkeiten begrenzt, die wesentlich der
ZurÃ¼cklegung des versicherten Weges oder sonst einem betrieblichen Zweck
dienen. Der Senat geht dabei von folgenden GrundsÃ¤tzen aus:

Es steht dem Versicherten frei, sich im Ã¶ffentlichen Verkehrsraum beliebig zu
bewegen, wenn die Fortbewegung nach seiner Handlungstendenz der
ZurÃ¼cklegung des Weges von oder zum Ort der TÃ¤tigkeit zu dienen bestimmt ist.
Insofern mag der Autofahrer bei einer doppelspurigen StraÃ�e entscheiden, ob er
die rechte oder die linke Fahrspur befÃ¤hrt. Sobald indes der Versicherte allein
eigenwirtschaftliche Zwecke verfolgt, die mit der versicherten Fortbewegung nicht
Ã¼bereinstimmen, wird der Versicherungsschutz unterbrochen und zwar so lange,
bis er die Fortbewegung auf sein ursprÃ¼ngliches Ziel hin wieder aufnimmt. Bei
Benutzung eines Fahrzeugs (PKW, Motorrad, Fahrrad) wird die eigenwirtschaftliche
Handlungstendenz nicht erst mit dem Verlassen des Ã¶ffentlichen Verkehrsraumes
zu FuÃ� ersichtlich. Sie prÃ¤gt das Verhalten des Versicherten, sobald er zB mit
dem Ziel des Besuchs eines GeschÃ¤ftes sein Fahrzeug verlÃ¤sst, also
dokumentiert, dass er sich vorlÃ¤ufig auf dem versicherten Weg nicht weiter
fortbewegen will. Dabei spielt es keine Rolle, ob er das Fahrzeug in unmittelbarer
NÃ¤he des GeschÃ¤fts abstellt oder es in relativ grÃ¶Ã�erer Entfernung â�� vor
oder hinter dem GeschÃ¤ft â�� parken kann. Denn das Risiko â�� zum Einkaufen
â�� einen freien Parkplatz zu finden, ist nicht mehr der durch die versicherte
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TÃ¤tigkeit veranlassten Fortbewegung zuzurechnen, sondern allein dem
eigenwirtschaftlich geprÃ¤gten Wunsch, einen Einkauf durchzufÃ¼hren. Erst dieser
Wunsch fÃ¼hrt Ã¼berhaupt dazu, dass sich der Versicherte einen Park- bzw
Abstellplatz suchen muss. Auch das ZurÃ¼cklegen des FuÃ�weges zwischen dem
Fahrzeug und dem GeschÃ¤ft ist allein der eigenwirtschaftlichen Verrichtung des
Einkaufens und nicht mehr dem ZurÃ¼cklegen des versicherten Weges zu dienen
bestimmt. Es kann auch nicht als gemischte TÃ¤tigkeit (vgl dazu BSG SozR 3-2700
Â§ 8 Nr 1) angesehen werden, weil sich die Wege vom Fahrzeug zum GeschÃ¤ft und
von dort wieder zurÃ¼ck zum Fahrzeug eindeutig von dem Weg zum oder vom Ort
der TÃ¤tigkeit abgrenzen lassen. Ebenso wenig ist es rechtlich bedeutsam, ob die
eigenwirtschaftliche Verrichtung im StraÃ�enraum selbst oder auÃ�erhalb
desselben erledigt werden soll und in welche Richtung sich der Fahrzeugnutzer
bewegen muss.

Nach den dargestellten GrundsÃ¤tzen stand die KlÃ¤gerin im Unfallzeitpunkt nicht
mehr unter Versicherungsschutz. Zwar befand sie sich, wie die Vorinstanzen
zutreffend angenommen haben, auf einem in innerem Zusammenhang mit ihrer
versicherten TÃ¤tigkeit stehenden Weg zum sog dritten Ort, weil die LÃ¤nge des
Weges zu der Wohnung des Bekannten in einem angemessenen VerhÃ¤ltnis zur
LÃ¤nge des Weges zur Wohnung der KlÃ¤gerin selbst stand. Indes war der
Versicherungsschutz im Unfallzeitpunkt unterbrochen, weil die KlÃ¤gerin ihren PKW
geparkt und sich auf den FuÃ�weg zu dem FischgeschÃ¤ft begeben hatte.

Ihre Revision war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 23.04.2004

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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